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MINDERHEITEN IN EUROPA

Reform bedroht Finnland-Schweden
Finnland setzt Verfassungsreform um – Schwedische Minderheit – Sprache geschwächt 
Helsingfors/Helsinki – Über
den politischen Hintergrund
der jetzigen Verwaltungsre-
form, die von historischer Be-
deutung ist, hat „Vasabladet“,
die finnlandschwedische Ta-
geszeitung, eine Artikelreihe
veröffentlicht. Die Umstruktu-
rierung beeinträchtigt die Ge-
meinde der kaum 300.000
Schwedischsprachigen in
Finnland negativ. Die Zeitung
betont, dass die heutigen Pro-
zesse in der Verfassungsreform
vor zehn Jahren wurzeln.

Von Laszlo Vincze (vin)

Wie in den „Dolomiten“
mehrfach berichtet wurde,
werden in Finnland zurzeit
mehrere Bereiche der Verwal-
tung umstrukturiert.

Die schwedische Sprache
wird dadurch geschwächt: Seit
Jänner gibt es keine Polizei-
reviere mit schwedischer Ar-
beitssprache mehr, sie wurden
in zweisprachige Reviere in-
tegriert. Auch die Gerichte mit
schwedischer Arbeitssprache
sind von der Reform ähnlich
betroffen: Bis jetzt gab es drei
schwedischsprachige Gerichte,
in Zukunft nur noch eines.
Außerdem werden mehrere
staatlichen Behörden von dem
zweisprachigen Vaasa/Vasa in
die von Finnischsprachigen be-
wohnte Stadt Seinäjoki ver-
setzt, was nicht nur das Niveau

Das
schwedische
Staatstheater
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der schwedischsprachigen
Dienstleistungen, sondern
auch die bis jetzt von den
Schwedischsprachigen besetz-
ten Stellen gefährden kann.

Obwohl die schwedische
Volksgruppe nur 5,5 Prozent
der Bevölkerung Finnlands
ausmachen, ist das Schwedi-
sche die zweite offizielle Spra-
che des Landes. Artikel 50 der
finnischen Verfassung von 1919
enthielt eine Satzung über den
territorialen Schutz des
sprachlichen Charakters der
Verwaltungseinheiten. Dem-
nach sollte bei jeder Maßnah-
me, die sich auch auf die Ver-
waltung auswirkt, die sprach-
liche Zusammensetzung der
Verwaltungseinheiten berück-
sichtigt werden. Der Staat solle
die Maßnahmen so durchfüh-
ren, dass dabei nicht die Spra-
chen in Mitleidenschaft gezo-
gen werden.

Ende der 1990er Jahre gab es
in Finnland jedoch eine Ver-

fassungsreform. Die neue Ver-
fassung, die 2000 in Kraft ge-
treten ist, enthält die bewusste
Anordnung über den territo-
rialen Schutz der lokalen Spra-
chen nicht mehr. „Vasabladet“
schreibt, dass das Streichen
dieses Artikels den Weg für die
jetztige Verwaltungsreform ge-
ebnet habe. Die Tageszeitung
betont die Verantwortung der
Politik, nicht zuletzt, da die
Verfassungsreform auch einen
internationalen Bezug habe.

Finnland hat nämlich 1995
das Rahmenübereinkommen
zum Schutz nationaler Min-
derheiten des Europarates un-
terzeichnet und dieses 1998 in
Kraft gesetzt. In dem 16. Ar-
tikel dieses Rahmenüberein-
kommens heißt es: „Die Ver-
tragsparteien sehen von
Maßnahmen ab, die das Be-
völkerungsverhältnis in von
Angehörigen nationaler Min-
derheiten bewohnten Gebieten
verändern und darauf gerichtet

sind, die Rechte und Freiheiten
einzuschränken, die sich aus
den in diesem Rahmenüberein-
kommen niedergelegten
Grundsätzen ergeben“.

In einem finnischen Bericht
an den Europarat vom Februar
1999 hieß es, dass diese For-
derung des Rahmenüberein-
kommens durch den 50. Artikel
der finnischen Verfassung von
1919 gesichert werde. Obwohl
die neue Verfassung, die das
Prinzip des territorialen
Schutzes der Sprachen nicht
mehr enthielt, erst ein Jahr spä-
ter in Kraft trat, war die Vor-
bereitung der neuen Verfas-
sung zur Zeit der Entstehung
des Berichtes bereits im Gang.

„Vasabladet“ zufolge wirft
der Bericht, den Helsinki dem
Europarat geschickt hat, mo-
ralische Bedenken auf; auch
war finnische Außenministerin
zwischen 1995 und 2000 Tarja
Halonen, die jetzt Staatsprä-
sidentin ist.

In jenen Gebieten, wo Schweden leben, hat Finnland eine vorbildliche Zweisprachigkeit aufgebaut.
Nun aber gerät die schwedische Sprache unter Druck. Foto: „D“/vin

„Mehr Verständnis nötig“
„Vasabladet“-Redakteur zu Schwedisch-Problem

Helsingfors/Helsinki – Ken-
neth Myntti, der Autor einer
Artikelreihe über die Probleme,
die sich durch die Verfassungs-
reform für die finnlandschwe-
dische Minderheit ergeben, ist
seit 1998 Mitarbeiter der Ta-
geszeitung „Vasabladet“.

Die Verteidigung der Min-
derheiten- und der Sprachen-
rechte bildet ein zentrales Ge-
biet seiner journalistischen Tä-
tigkeit.

„Heutzutage haben viele
Menschen Bedenken, ob das
bekannte finnische Modell – ein
Land mit zwei offiziellen Spra-
chen –, das früher im Ausland
als beispielhaft galt, bewahrt
werden kann“, sagt Myntti.

„Ich hoffe jedoch, dass es er-
halten bleibt. Dazu ist aber sei-
tens der finnischen Mehrheit
mehr Verständnis erforderlich.
Zwar mangelte es bislang dar-
an nicht, aber man ist zur Zeit
etwas verunsichert, ob wir da-
mit auch in Zukunft rechnen
können“.

Myntti meint, dass die Ar-
tikel, die sich mit sprachpo-
litischen Fragen befassen, von
besonderer Wichtigkeit seien:
„Die Muttersprache und ihre
Benutzung ist für die Finn-
landschweden von sehr großer
Bedeutung. Für nicht wenige
von ihnen zählt die schwedi-
sche Sprache zu den Grund-
bedürfnissen“.
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LATEINAMERIKA / Drogen

USA und Mexiko sagen Drogenkartellen den Kampf an
Härteres Durchgreifen vereinbart – Vor „Gipfel der Amerikas“ in Trinidad zeichnet sich auch Tauwetter zwischen Kuba und USA ab

Mexiko-Stadt (APA/dpa) – Me-
xiko und die USA haben den
Drogenkartellen gemeinsam
den Kampf angesagt. Die Prä-
sidenten beider Länder, Barack
Obama und Felipe Calderon,
vereinbarten in Mexiko-Stadt,
beim Kampf gegen die orga-
nisierte Kriminalität künftig
verstärkt zusammenzuarbei-
ten. Dafür sollen beide Regie-
rungen durch neue Gesetze die
rechtliche Grundlage schaffen.

Der US-Präsident war unter
scharfen Sicherheitsvorkeh-
rungen zu seinem ersten La-
teinamerika-Besuch in Mexiko
eingetroffen. Themen seines
Gespräches mit Calderon wa-
ren neben dem Kampf gegen
die Drogenkriminalität die il-
legale Einwanderung in die
USA und der Handel zwischen
beiden Ländern.

Es sei „absolut entschei-
dend“, dass sich die USA als
„vollständiger Partner“ ein-
brächten, sagte Obama in Me-
xiko. „Wir haben auch unsere
Verantwortung. Wir müssen
unseren Teil der Arbeit erle-
digen.“ Die USA müsste härter
gegen den Rauschgiftkonsum
im eigenen Land durchgreifen.
Zugleich gelte es, den Fluss von
Waffen und Drogengeld Rich-
tung Süden zu unterbinden. 90
Prozent der in Mexiko sicher-
gestellten Waffen stammen aus
den USA. So soll der Waffen-
und Geldtransport über die
mehr als 3000 Kilometer lange
Grenze eingedämmt werden.

Mexikos Sicherheitskräfte
liefern sich seit Jahren blutige
Kämpfe mit den Rauschgift-
kartellen, die auch in den USA
aktiv sind. Seit Anfang 2008
starben in Mexiko 7000 Men-
schen bei gewalttätigen Aus-

einandersetzungen zwischen
Kartellen und Sicherheitskräf-
ten. Obama will den US-Senat
zur Ratifizierung eines Ab-
kommens gegen Waffen-
schmuggel bewegen. Das
rechtlich bindende Abkom-
men, auf das sich die Orga-
nisation Amerikanischer Staa-

ten (OAS) 1997 geeinigt hatte,
richtet sich gegen die Lieferung
von Waffen und Munition an
Drogenbanden. Die USA ge-
hören zu den wenigen OAS-
Mitgliedsländern, die den Ver-
trag nicht ratifiziert haben.

Obama und Calderon spra-
chen auch über den Ausbau der

Wirtschaftsbeziehungen. „Me-
xiko benötigt amerikanische
Investitionen, und die USA be-
nötigen die mexikanischen Ar-
beitskräfte“, sagte Calderon.
Obama versprach eine Reform
der US-Einwanderungspolitik.
Ein Großteil der 12 bis 14 Mil-
lionen illegalen Einwanderer in

den USA stammt aus Mexiko.
Als Reaktion aus die Wirt-
schaftskrise begannen die
US-Behörden Ende 2008, die
„Indocumentados“ verstärkt in
ihre Heimatländer zurückzu-
schicken. Vor der US-Botschaft
in Mexiko-Stadt versammelten
sich indes viele Menschen, um

für mehr Rechte der Gastar-
beiter in den USA einzutreten.

Von Mexiko wird Obama
zum fünften Gipfel der Orga-
nisation Amerikanischer Staa-
ten (OAS), der am Freitag im
Karibikstaat Trinidad und To-
bago beginnt, weiterreisen.
Eingeladen sind alle Staaten
des Kontinents mit Ausnahme
Kubas, dessen OAS-Mitglied-
schaft 1962 auf Druck der USA
suspendiert worden war. Bei
dem Treffen soll es um wirt-
schaftliche Zusammenarbeit,
den Kampf gegen die Weltwirt-
schaftskrise und Sicherheits-
fragen gehen. Thema dürfte
auch die künftige Rolle Kubas
in der amerikanischen Staa-
tengemeinschaft sein.

Eine Reihe lateinamerikani-
scher Staaten wollen sich für
die Rückkehr Havannas in die
OAS stark machen. Obama
hatte gesagt, die „Mentalität
des Kalten Krieges“ hinter sich
zu lassen und ein „Auftauen“
in den Beziehungen erreichen
zu wollen. Der kubanische
Staatschef Raul Castro sagte
im venezolanischen Cumana,
Kuba sei offen für Gespräche
mit den USA „über alles, wor-
über sie reden wollen“. Dabei
könne es auch um Menschen-
rechte, Pressefreiheit und po-
litische Gefangene gehen.

Bedingung sei jedoch, dass
die Gespräche auf gleicher Au-
genhöhe stattfänden, sagte Ca-
stro auf einem Treffen der Staa-
tengemeinschaft der Bolivari-
schen Alternative für unser
Amerika (ALBA), die Venezu-
ela und Kuba 2004 als Ge-
genprojekt zu einer von den
USA geplanten amerikaweiten
Freihandelszone gegründet
hatten.

Blick auf Ciudad Juarez (Mexiko): Der Feind horcht, sieht und redet mit – und die Konkurrenz schläft nicht. Bislang haben zwischen
Mexiko und den USA unterschiedliche rechtliche Bedingungen geherrscht. Dem soll jetzt ein Riegel vorgeschoben werden. Foto: AP


